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Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zu 

den TTIP-Verhandlungen  
 

 

Berlin, den 18.06.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband 

der Bundeskulturverbände, befasst sich seit April 2013 intensiv mit 

dem angestrebten Freihandelsabkommen zwischen den USA und 

der EU. Er hat in seiner Stellungnahme „Kulturelle Ausnahme ist bei 
geplantem Freihandelsabkommen zwischen EU und USA 

unverzichtbar“ vom 06.05.2013 dargelegt, dass Kultur und Medien 

aufgrund der hohen wirtschaftlichen, ideellen und gesellschaftlichen 

Bedeutung für die Europäische Union und die Mitgliedstaaten von 

den Verhandlungen ausgenommen werden sollen und die UNESCO-

Konvention über den Schutz und die Förderung der Vielfalt 

kultureller Ausdrucksformen (Konvention Kulturelle Vielfalt) 

handlungsleitend für Gespräche in Kultur und Medien sein muss. 

Die Konvention Kulturelle Vielfalt wurde sowohl von der EU als auch 

den Mitgliedstaaten ratifiziert. 
 

Die Bruttowertschöpfung der Kultur- und Kreativwirtschaft, die auf 

Gütern und Dienstleistungen aus Kultur und Medien basiert, lag in 

den Jahren 2008 bis 2011 über der der Chemischen Wirtschaft 

sowie der der Energiewirtschaft. Im Jahr 2009 übertraf sie die 

Bruttowertschöpfung der Automobilindustrie. Die rund 247.000 

Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft erwirtschafteten im 

Jahr 2012 einen Umsatz von 143 Milliarden Euro. Im Jahr 2012 

zählte die Kultur- und Kreativwirtschaft 1,6 Millionen Erwerbstätige. 

Es handelt sich also um einen sowohl wirtschaftlich als auch mit 
Blick auf Beschäftigung wichtigen Wirtschaftszweig. Zusätzlich sind 

in Kultur und Medien Erwerbstätige im gemeinwohlorientierten 

Sektor tätig, deren Zahl bislang von den Statistiken nicht 

hinreichend erfasst und abgebildet wird.  

Der Deutsche Kulturrat sieht im derzeitigen Verhandlungsmandat 

und speziell in den Verhandlungen, die Ausnahme Kultur und 

Medien nicht ausreichend berücksichtigt und daher Kultur und 

Medien nicht hinreichend geschützt.  

 

Der Deutsche Kulturrat fordert daher als vordringlich erste 

Maßnahme: 

 

• den Stopp der bisherigen Verhandlungen, 

• die Formulierung eines neuen Verhandlungsmandats, in 

dessen Formulierung das neu gewählte Europäische 

Parlament, der Rat und die Parlamente der Mitgliedstaaten 

einbezogen werden, 
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• die konsequente Ausnahme von Kultur und Medien aus 
diesem Verhandlungsmandat, 

• die Beauftragung der neuen EU-Kommission mit einem 

neuen Mandat die Verhandlungen mit den USA zu einem 

Freihandelsabkommen aufzunehmen, 

• die regelmäßige umfassende Information von Parlamenten 

und Zivilgesellschaft über das neue Verhandlungsmandat 

und die darauf aufbauenden neuen Verhandlungen. 
 

Für die weiteren Verhandlungen sind folgende Grundsätze für den 

Deutschen Kulturrat unverzichtbar: 

 

Unterschiedliche Kulturbegriffe 

Die USA und die EU sowie ihre Mitgliedstaaten pflegen 

unterschiedliche Vorstellungen von Kultur, kultureller und 

medialer Vielfalt sowie deren Erhalt und Förderung. Länder 

wie Deutschland und Frankreich beispielsweise verstehen 
sich ausdrücklich als Kulturstaaten und leiten daraus ihre 

Maßnahmen zur Kulturförderung ab. Fördermittel der 

öffentlichen Hand oder über Gebühren finanzierte Modelle 

sind jedoch in den USA unüblich. Eine Handelspartnerschaft, 

die auf gemeinsamen Werten und gegenseitigem Respekt 

gegründet ist, muss diese Unterschiede akzeptieren, 

zulassen und darf ihre Ausgestaltung nicht durch 

Handelsregeln einschränken oder verändern. 

 

Gemischtes Abkommen 

Aus Sicht des Deutschen Kulturrates bedürfen 

Handelsabkommen in dieser Größenordnung und Tragweite 

grundsätzlich der zusätzlichen Ratifikation sowohl durch das 

Europäische Parlament als auch die nationalen Parlamente 

der Mitgliedstaaten. Nur so kann ein solches Abkommen die 

notwendige Akzeptanz in den Mitgliedstaaten finden. Das 

impliziert, dass die nationalen Parlamente bereits in den 

Entstehungsprozess einbezogen werden müssen. 

 

Investitionsschutz 

TTIP kommt ohne ein Investitionsschutzkapitel und ohne 

Investor-Staat-Schiedsklauseln aus. Mit den USA und der EU 

sowie ihren Mitgliedstaaten verhandeln Partner, in denen 

rechtsstaatliche Prinzipien gelten. Ebenso existieren in den 

USA und der EU etablierte Gerichtswesen. Der Rechtsweg 

steht allen offen. Investitionsschutz und Investor-Staat-

Schiedsverfahren bergen die Gefahr, Verfassungs- und 

Rechtsordnungen zu unterlaufen und die Entscheidungs- 
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und Handlungsfähigkeit von Staaten in Rechts- und 
Regulierungsfragen zu unterhöhlen. 

 

Positiv- statt Negativlisten 

Im WTO-Kontext hat sich etabliert, bei Handelsabkommen 

in Positivlisten zu verzeichnen, welche Branchen vom 

jeweiligen Abkommen erfasst werden sollen. Positivlisten 

bieten die Chance im Zeitlauf zu evaluieren, ob die 

geplanten Wirtschaftseffekte in den betreffenden Branchen 

eingetreten sind. Es gibt keinen erkennbaren Grund von 

diesem bewährten Verfahren bei TTIP abzuweichen und nun 
Negativlisten zu vereinbaren, in denen beschrieben wird, 

welche Bereiche vom Abkommen nicht erfasst werden 

sollen. Negativlisten sind nicht geeignet, der dynamischen 

Entwicklung gerade in Kultur und Medien gerecht zu 

werden und bergen die Gefahr in sich, dass durch die 

Hintertür zusätzliche Bereiche erfasst werden.  

 

Erhalt und Weiterentwicklung von Förderinstrumenten 

Die bestehenden Rahmenregelungen und 

Förderinstrumente auf europäischer und nationaler Ebene 
für Kultur und Medien dürfen durch das 

Freihandelsabkommen nicht angetastet werden. Das gilt für 

den erwerbswirtschaftlichen wie im nicht-

gewinnorientierten Sektor. Sie müssen weiterhin 

zielgerichtet für europäische und/oder nationale 

Unternehmen und Institutionen eingesetzt werden können. 

TTIP-Ausnahmen für Kultur und Medien dürfen sich nicht 

allein auf die bestehenden Förderinstrumente beziehen, 

sondern müssen zugleich neue, noch entstehende 

Förderinstrumente erlauben, um zukunftsfähig zu sein. Zu 
den Förderinstrumenten zählen sowohl die öffentliche 

Förderung von beispielsweise Kultureinrichtungen, die 

Filmförderung oder die öffentlich-rechtliche 

Rundfunkfinanzierung als auch indirekte Fördermaßnahmen 

wie die Buchpreisbindung oder der ermäßigte 

Mehrwertsteuersatz für Kulturgüter. Sowohl direkte als 

auch indirekte Fördermaßnahmen müssen weiterentwickelt 

werden können, um die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Kultur- und Medienproduktion zu 
gewährleisten.  

 

Sicherung von digitalen Zukunftschancen 

Ausnahmeregelungen dürfen nicht auf bestehende 

audiovisuelle Dienste und deren Verbreitung eingeengt 

werden, es muss vielmehr der digitalen 
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Konvergenzentwicklung Rechnung getragen werden. Das 
heißt zum einen, dass die Ausnahme technologieneutral 

sein muss. Zum anderen bedeutet es, dass mit 

audiovisuellen Diensten alle bestehenden und sich künftig in 

diesem Bereich entwickelnde Dienste erfasst werden 

können sowie alle einhergehenden Dienste, die für den 

Transport, die Erbringung, den Zugang, die Auffindbarkeit 

sowie allgemein die Nutzungsmöglichkeiten dieser Dienste 

erforderlich sind. Dabei ist es kein Unterschied, ob 

audiovisuelle Dienste „alleinstehend“ oder „gebündelt“ mit 

anderen Diensten angeboten werden.  
 

Erhalt und Ausbau eines hohen Schutzniveaus für Urheber- 

und Leistungsschutzrechte 

Urheber- und leistungsschutzrechtliche Fragen werden im 

internationalen Kontext im Rahmen der Weltorganisation 

für geistiges Eigentum (World Intellectual Property 

Organization, WIPO) verhandelt. Hier werden internationale 

Abkommen zum Urheber- und Leistungsschutzrecht 

geschlossen. Der Deutsche Kulturrat kann daher keinen 

zusätzlichen Nutzen darin erkennen, das Urheber- und 
Leistungsschutzrecht zum Gegenstand von TTIP zu machen. 

Dies umso mehr, weil sich das europäische Urheberrecht 

und das US-amerikanische Copyright-System grundlegend 

unterscheiden. Die Grundprinzipien des europäischen 

Urheberrechts, die den Urheber und seine Persönlichkeit 

sowie seine ökonomischen Rechte in den Mittelpunkt 

stellen, sind nicht verhandelbar.  

 

Erhalt und Ausbau der sozialen Sicherung  

Die ILO-Kernarbeitsnormen müssen die Grundlage zur 
Sicherung von Arbeitnehmerrechten in TTIP sein. Dazu zählt 

auch, dass diese Normen von beiden Seiten vollumfänglich 

anerkannt werden. Die in Deutschland bestehenden 

Arbeitnehmerrechte wie auch die in Deutschland 

bestehende soziale Absicherung der freiberuflichen Künstler 

und Publizisten durch das Künstlersozialversicherungsgesetz 

dürfen durch das Freihandelsabkommen nicht angetastet 

werden. Unternehmen, die in Deutschland tätig werden, 

müssen sich an die geltenden europäischen bzw. nationalen 
Vorschriften halten und dürfen diese nicht unterlaufen.  
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Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz 

 

Alles in Butter oder Sand in den Augen 

TTIP: Neustart der Verhandlungen unter einem geanderten Verhandlungsmandat 

ist der beste Weg 

 

Mitte Juni veröffentlichte die Wochenzeitung „Die Zeit“ einen Beitrag von EU-

Handelskommissar Karel de Gucht, in dem er versichert, dass bei den laufenden 

Verhandlungen zum transatlantischen Freihandelsabkommen TTIP 

selbstverständlich die Vielfalt der Kultur gewahrt werde und der audiovisuelle 

Sektor ohnehin ausgenommen sei. Alles in Butter also? Ist es reine Panikmache, 
wenn von der Gefährdung der Kultur die Rede ist? Oder soll uns gezielt Sand in die 

Augen gestreut werden? 

 

Auffällig ist zunächst, wie oft Emissäre der EU-Kommission in Deutschland sind. EU-

Handelskommissar Karel de Gucht, US-Verhandlungsführer Michael Froman und 

Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel stellten sich in einer Veranstaltung 

Anfang Mai den Fragen der Zivilgesellschaft und warben für das Abkommen. Sigmar 

Gabriel unterstrich zugleich, dass er Kultur und Medien ausgenommen wissen will 

und ohnehin der Meinung ist, dass es sich um ein gemischtes Abkommen handele 

und daher die nationalen Parlamente der EU-Mitgliedstaaten zustimmen mussten – 
in Deutschland wäre zusätzlich die Zustimmung des Bundesrates erforderlich. Und 

auch die Länder sowie Bundestagsausschusse werden regelmäßig von EU-Beamten 

„heimgesucht“, die erläutern, welche Vorteile TTIP für die deutsche Wirtschaft 

brachte. Also alles ok? 

 

Seit gut einem Jahr wird abwechselnd mal in Washington, mal in Brüssel über das 

Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA verhandelt. Da die Zolle in 

vielen Sektoren ohnehin schon sehr gering sind, geht es vor allem um Marktzutritt, 

um Dienstleistungen, um technische Fragen, wie die viel beschworenen 

unterschiedlichen PKW-Blinker in den USA und Europa, und um das geplante 
Investitionsschutzabkommen, das eine Investor-Staat-Schiedsgerichtsbarkeit 

beinhaltet. Und nicht zuletzt geht es, verstärkt durch die Ukraine-Krise, auch um die 

transatlantische Zusammenarbeit und Freundschaft, die etwas in die Jahre 

gekommen ist. 

 

Marktzutritt und Dienstleistungen 

 

Die US-amerikanische Seite hat bereits früh signalisiert, dass sie besondere 

Interessen in den Bereichen Erwachsenenbildung, hier besonders E-Education, 
audiovisuelle Medien und E-Commerce verfolgt. Alle drei Bereiche sind für den 

Kultur- und Medienbereich relevant. Bei den audiovisuellen Medien gibt es 

allerdings im Dienstleistungskapitel des Verhandlungsmandats den Vorbehalt, dass 

dieser Bereich zunächst von den Verhandlungen ausgenommen ist. D.h. der 

Europäische Rat musste erst seine Zustimmung erteilen, bevor hier dezidiert 
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verhandelt wird und die EU möglicherweise Zugeständnisse macht. Vom Tisch ist 
das Thema aber keineswegs. 

 

Die US-Delegation lässt sich derzeit sehr genau erläutern, was die EU-Seite unter 

audiovisuellen Diensten versteht und lässt keinen Zweifel an ihrem Interesse an 

diesem Bereich. Erschwerend kommt hinzu, dass die EU zwar mit .Kreatives Europa. 

auf ein junges Forderprogramm zurückgreifen kann, das erst seit Anfang dieses 

Jahres gilt und auch audiovisuelle Medien fördert, die Richtlinie zu audiovisuellen 

Mediendiensten stammt aber aus dem Jahr 2010 und soll in den kommenden 

Jahren neu gefasst werden. D.h. hier besteht dünnes Eis und möglicherweise, 

bösgläubig gedacht, konnte TTIP schon einen Rahmen für eine künftige EU-Richtlinie 
zu audiovisuellen Diensten mitprägen. Darüber hinaus ist gerade 

die technische Entwicklung in den audiovisuellen Medien sowie den digitalen 

Verbreitungswegen audiovisueller Inhalte so dynamisch, dass die Verhandler die 

berühmt-berüchtigte Glaskugel mit zum Verhandlungstisch nehmen müssten, um in 

die Zukunft gerichtete Entscheidungen treffen zu können.  

 

Aber auch der E-Commerce betrifft den Kulturbereich unmittelbar. Hier geht es zum 

einen um die Frage wie physische Produkte mittels elektronischen Handels an den 

Mann oder die Frau gebracht werden genauso wie um die nicht-physischen 

Verbreitungswege von Musik, Filmen, Bildern oder auch Texten. Wer beobachtet, 
wie sich die US-amerikanischen Konzerne vertikal aufstellen und beispielweise wie 

Amazon von verlegerischer Tätigkeit über den Verkauf eines Endgeräts bis hin zur 

Lieferung des elektronischen Buches alles aus einer Hand bietet, weiß, dass es 

langst nicht mehr nur um Utopien geht, sondern ganz handfest um die Märkte der 

Zukunft.  

 

Aber auch die Erwachsenenbildung sollte nicht vernachlässigt werden. Sie hat eine 

hohe Bedeutung in einer Gesellschaft, in der Lernen und Weiterbildung essentiell 

sind. Bislang in Deutschland in der Zuständigkeit der Länder, durch 

Erwachsenenbildungsgesetze fein ziseliert geregelt, konnte bald ein kälterer Wind 
vom Atlantik herüber wehen und das gilt auch für die privaten Hochschulen sowie 

die kostenpflichtigen Weiterbildungsangebote von staatlichen Hochschulen. 

 

Offensive Interessen vertritt die EU in der Telekommunikationsbranche, bei der es 

von US-amerikanischer Seite auch um Hörfunk- und Fernsehinteressen geht, sowie 

in der maritimen Wirtschaft, im Eisenbahnsektor sowie in der Textilindustrie. In 

letzteren Branchen bestehen allerdings beim öffentlichen Beschaffungswesen in 

den USA strenge Restriktionen, die dazu dienen sollen, dass US-amerikanische 

Waren beschafft werden. Dabei handelt es sich teilweise um Regelungen auf 
bundesstaatlicher Ebene und bis dato wurde von Seiten Präsident Obamas noch 

nicht klargestellt, dass die in TTIP getroffenen Regeln auch für die Bundesstaaten 

gelten. Im Gegenteil, es sind Gerüchte im Umlauf, dass gesetzlich geregelt werden 

soll, dass die Vorschriften zur Bevorzugung US-amerikanischer Anbieter im 

öffentlichen Beschaffungswesen auch durch Handelsabkommen nicht 

beeinträchtigt werden. Könnten also die Erwartungen von Teilen der deutschen 
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Industrie neue Absatzmarkte in den USA zu erobern mit einem „Schuss in Ofen“ 
enden?  

 

Technische Regulierung 

 

Ebenso müssen die Verhandlungen zur technischen Regulierung zumindest mit 

Fragezeichen versehen werden. Ja, es gibt unterschiedliche technische Standrads 

diesseits und jenseits des Atlantiks. Ja, diese Standards unterscheiden sich nicht nur 

zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten sowie den USA, es gibt in den USA noch 

zahlreiche bundesstaatliche Regelungen. Aber bereits seit einigen Jahren existiert 

eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Vertretern der EU und den USA, um eine 
Annäherung mit Blick auf technische Standards zu erzielen. Bislang ergebnislos. Es 

gehört also schon viel Optimismus dazu, zu meinen, dass mit TTIP die technische 

Regulierung, also die Angleichung der Standards zwischen der EU und den USA, 

erfolgreich angegangen würde. 

 

Was heißt das alles für die Kultur? 

 

Zunächst einmal: Kultur und Medien sind selbstverständlich vom Abkommen 

berührt. Der deutliche Bezug auf die UNESCO-Konvention Kulturelle Vielfalt in der 

Präambel wird wichtig 
sein, um an prominenter Stelle zu verdeutlichen, dass die Nationalstaaten mit ihrer 

Kulturpolitik den Rahmen für Kultur und Medien gestalten und dies auch in Zukunft 

tun können müssen. Das wird aber vermutlich nicht ausreichen, um den Kultur- und 

Medienbereich 

zu schützen. Es wird darauf ankommen, an einer Vielzahl von Stellen im 

Verhandlungstext dafür zu sorgen, dass Kultur und Medien dezidiert ausgeklammert 

werden. Dafür müssen die 

Verantwortlichen in der Kulturpolitik und -verwaltung ebenso sensibilisiert werden 

wie die Wirtschaftspolitiker sowie das Bundeswirtschaftsministerium. Gerade den 

für Wirtschaft im Parlament Verantwortlichen muss verdeutlicht werden, dass es 
bei Kultur und Medien nicht um einen vernachlässigbaren Markt geht. Im Gegenteil, 

die 247.000 Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft, die nur den 

erwerbswirtschaftlichen Teil von Kultur und Medien abbilden, haben in Deutschland 

im Jahr 2012 einen Umsatz von 143 Milliarden Euro erwirtschaftet. Im Jahr 2012 

waren 1,6 Millionen Erwerbstätige in der Kultur- und Kreativwirtschaft beschäftigt. 

Die Bruttowertschöpfung liegt über der der Chemischen Wirtschaft und der 

Energiewirtschaft. Im Jahr 2009 übertraf sie die Bruttowertschöpfung der 

Automobilindustrie. Zusätzlich sind in Kultur und Medien Erwerbstätige im 

gemeinwohlorientierten Sektor tätig, deren Zahl bislang von den Statistiken nicht 
hinreichend erfasst wird.  

 

Das Herz muss daher noch nicht einmal für Kultur und Medien schlagen, wenn 

jemand sich für die Besonderheiten dieses Bereiches einsetzt. Es reicht, das 

wirtschaftliche Gewicht des Kultur- und Medienbereiches zu betrachten, um zu 

verstehen, dass es gut ist, sich für ihre Besonderheiten einzusetzen. Dieses kann am 
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besten durch einen Neustart der Verhandlungen unter einem geänderten 
Verhandlungsmandat erreicht werden. Zumindest aber ist eine permanente 

Berücksichtigung der Ausnahme von Kultur und Medien in allen 

Verhandlungskapiteln erforderlich. Wenn nur Letzteres eintritt, wird es erforderlich 

sein, laufend auf der Hut zu sein und sich keinen Sand in die Augen streuen zu 

lassen, dass Kultur und Medien vom Abkommen nicht berührt seien und ein 

Verweis in der Präambel ausreiche. 

 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates. Gabriele 

Schulz ist Stellvertretende Geschäftsführerin des Deutschen Kulturrates 

 
 

Der Beitrag erscheint in Politik & Kultur 4/2014 
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Rolf Bolwin 

 

Ist Kultursubvention eine Wettbewerbsverzerrung? 

TTIP oder was die Kultur von der Wirtschaft rechtlich unterscheidet 

 

Es ist mit der Kultur und dem Geld so eine Sache. Natürlich richtet sich unser Blick 

immer zuerst auf die Kunst, auf die Literatur, auf die Musik, wenn wir über Theater 

und Orchester, über Museen und Bibliotheken, über den Film und – zuweilen sogar 

– wenn wir über Radio und Fernsehen nachdenken. Und doch wissen wir, es geht 

auch in diesen Institutionen nicht zuletzt ums Geldverdienen. So lässt sich jeder 

gute Theaterdirektor am Morgen die Abendeinnahmen des vorherigen Tages 
zeigen, will er denn wissen, ob die Kasse stimmt. Dass Verleger mit den 

aufgeführten Stücken Geld verdienen wollen, davon kann jeder ein Lied singen, der 

einmal mit einem Verlag über Aufführungsrechte verhandelt hat. Und überhaupt: 

Nicht zuletzt die lokale Wirtschaft profitiert munter von den Kultureinrichtungen. 

Gerade erst erschien die neue Studie über die Umwegrentabilität der Theater in 

Leipzig. Will der Kulturdezernent also seinen Kämmerer mal wieder von einem 

erneuten Zugriff auf die Stadtkasse überzeugen, halt er flammende Reden über den 

Standortfaktor Kultur, ohne den die Stadt nicht konkurrenzfähig sei. Also sind sich 

Kultur und Ökonomie nicht so spinnefeind, wie es manchmal zu sein scheint. Das 

gilt erst recht, wenn man bedenkt, wie mit öffentlich geförderten Filmen oder mit 
Büchern wirklich Geld verdient wird, selbst wenn sie hohen cineastischen oder 

literarischen Anforderungen genügen. Kultur ist also durchaus auch Wirtschaft, ob 

uns das gefällt oder nicht. 

 

Für die Wirtschaft gibt es dank eines weitreichenden Geflechts juristischer 

Vorschriften das Verbot der Wettbewerbsverzerrung, egal, wohin wir schauen. Das 

gilt für das deutsche Recht genauso wie für das Europarecht – und das 

internationale Recht. Dieses Verbot der Wettbewerbsverzerrung bedeutet für den 

Staat schlicht und ergreifend nur Eines: Er hat sich in der Regel herauszuhalten aus 

der Wirtschaft und das ist auch gut so. Denn der freie Handel von Waren und 
Dienstleistungen ist ein Wert, den es zu verteidigen gilt. Das hat etwas mit dem 

Recht auf Eigentum zu tun, was bekanntlich auch ein Grundrecht ist. Man muss bei 

der Frage, warum das so ist, nicht zu rechtstheoretischen Überlegungen ausholen. 

Sie müssen sich nur einmal vorstellen, Sie seien erfolgreicher 

Nähmaschinenfabrikant und ihr Konkurrent erhielte einfach eine staatliche 

Subvention – sagen wir – von 25 Millionen Euro, um seine Nähmaschinen billiger 

anbieten zu können. Zweifellos wäre das ein Eingriff in die Privatautonomie, bei 

dem man sich schnell darauf verständigen kann, dass er nicht stattfinden darf. 

Genau deshalb gibt es in den Verträgen der Europäischen Union ein 
Subventionsverbot. 

 

Nun mögen Sie einwenden, eine Theateraufführung oder ein Buch sei eben keine 

Nähmaschine. Das ist im Prinzip richtig, aber wirtschaftlich gesehen leider falsch. 

Das Buch ist wie die Nähmaschine eine Ware, die Theateraufführung im weitesten 

Sinne auch, zumindest aber eine Dienstleistung, die wettbewerbsrechtlich der Ware 
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gleichsteht. Diese, so wird im Umfeld der Verhandlungen des zwischen der USA und 
der EU in Aussicht genommenen Handels- und Investitionsabkommens TTIP 

behauptet, werde subventioniert und ließe deshalb einem US-amerikanischen 

Anbieter auf dem europäischen Markt keine Chance. Dadurch wiederum werde 

genauso der Wettbewerb verzerrt wie im Falle der soeben dargestellten 

Nähmaschinen-Subvention. Das stimmt nun insofern nicht ganz, als ja gerade die 

eigentliche Dienstleistung des Theaters, nämlich die Aufführung, nicht gefördert 

wird. Die öffentliche Finanzierung eines Stadttheaters dient eben nicht der 

Verbilligung der Eintrittskarten. Diese werden weitgehend zu Marktpreisen 

verkauft. Weil das aber nicht gleich jeden überzeugt, fordert die Kulturpolitik 

hierzulande, müsse Kultur aus dem Handelsabkommen TTIP ausgenommen werden. 
Richtig, meine auch ich, die Frage ist dann nur: Warum? Es bedarf also einer 

Abgrenzung, einer Unterscheidung, die mit Argumenten unterfüttert werden muss 

und die so glaubwürdig ist, dass sie auf Akzeptanz stößt, selbst in den USA. Dazu ist 

es erforderlich, so konkret zu werden, dass die Gefahr, ein wirtschaftliches Handeln 

getarnt als Kultur dem Wettbewerb zu entziehen, nicht besteht. Versuche dazu hat 

es bereits gegeben, etwa in der EU, leider sind sie aus meiner Sicht nicht sehr 

tauglich. 

 

Das oben genannte Subventionsverbot der EU sieht einige Ausnahmen vor, auch 

eine für die öffentliche Kulturfinanzierung. Diese Ausnahmeregelung entfaltet aber 
nur ihre Wirksamkeit, wenn der jeweilige öffentliche Zuschuss in Brüssel 

angemeldet und dort als mit den EU-Regelungen konform notifiziert wird. Dieses 

notwendige Notifizierungsverfahren hat die EU bezogen auf die Kulturforderung der 

Mitgliedsstaaten in den letzten Jahren schlicht ignoriert und die Frage weitgehend 

auf sich beruhen lassen, ob und inwieweit die öffentliche Kulturforderung mit dem 

Subventionsverbot der EU vereinbar ist. Das hatte vor allem pragmatische Gründe, 

sah man sich doch andernfalls mit einer nicht zu bewältigenden Schwemme von 

Notifizierungsverfahren aus dem Bereich der Kultur konfrontiert. Nun ändert sich 

das. Man plant eine konkretisierende Sonderregelung, die es erlaubt, bei der 

öffentlichen Kulturförderung bis zu einer bestimmten jährlichen Summe – zurzeit in 
Aussicht genommen sind 50 Millionen Euro bei der laufenden Förderung, 100 

Millionen bei Investitionen - von einem Notifizierungsverfahren Abstand zu 

nehmen.  

 

Als man nun versuchte, die Kulturforderung, für die dies gelten soll, zu 

umschreiben, setzte man zunächst auf das kulturelle Erbe. Das löste einen Schrei 

der Empörung aus, bestand doch die Gefahr, dass damit die gesamte Förderung des 

zeitgenossischen Schaffens, und damit weite Teile der Kultur, notifizierungspflichtig 

geworden waren. Daraufhin nahm man von diesem Unterscheidungskriterium 
wieder Abstand. Nun sind in der geplanten Sonderregelung die kulturellen 

Aktivitäten, die notifizierungsfrei bis zu den genannten Summen gefordert werden 

dürfen, konkret aufgezählt, was natürlich aufwendig ist und immer die Gefahr in 

sich tragt, dass plötzlich etwas Wesentliches vergessen wird. Also versuche ich noch 

einmal, eine allgemeine Abgrenzung zwischen Kultur und Wirtschaft zu entwickeln. 
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Als Kriterium für eine solche Abgrenzung käme die Kunst in Betracht, frei nach dem 
Motto: Kunst oder nicht Kunst, das ist hier die Frage. Aber die hilft hier kaum 

weiter. Denn zum einen gäbe es dann eine EU-Behörde, die darüber zu entscheiden 

hatte, was Kunst und was keine Kunst ist, was also gefördert werden darf und was 

nicht. Eine erschreckende Vorstellung! Zum anderen ist das Problem in der 

darstellenden Kunst so gar nicht zu lösen. 

 

Denn das Programm mag noch so sehr dem Geschäft dienen, die darstellende 

Leistung bleibt darstellende Kunst, womit praktisch auch geklärt ist, dass die 

Unterscheidung nach E und U wenig geeignet ist, öffentlich Förderungsfähiges vom 

nicht Förderungsfähigen zu unterscheiden. 
 

Das ist der Moment, in dem der Begriff der Daseinsvorsorge und der kulturellen 

Grundversorgung gerne ins Feld geführt wird. Der Staat dürfe alles fordern, was 

dieser Grundversorgung diene. Ja, das ginge, ließe aber wenig Spielraum. Denn dies 

schließt 

praktisch jede öffentliche Förderung etwa von mehreren Theatern oder von 

Privattheatern und freier Szene neben einem Stadttheater aus. So muss man es 

zumindest der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Rundfunkgebühr 

entnehmen. Die Privaten, wie sie gerne etwas despektierlich genannt werden, 

erhalten eben keinen Anteil von dieser Gebühr, weil sie nicht zur Grundversorgung 
zählen.  

 

Eher aus der Sackgasse führt hingegen die Abgrenzung der Gewinnorientierung. 

Alles, was also an kulturellen Aktivitäten nicht auf das Erzielen eines Gewinns 

ausgerichtet ist, wird nicht der Wirtschaft zugerechnet, fällt also nicht unter das 

Verbot der Wettbewerbsverzerrung und darf öffentlich gefördert werden. Dies ist 

ein Abgrenzungskriterium, das das deutsche Recht sowohl aus dem Bereich der 

Gemeinnützigkeit als auch aus der Mehrwertsteuerbefreiung kennt. Hier wird das 

Gelände deutlich sicherer, schließlich sind etwa auch die Privattheater von der 

Mehrwertsteuer befreit. Dennoch liegen noch einige Tellerminen im Weg. So ist der 
gesamte Buchhandel eindeutig gewinnorientiert. Das ist für Teile des Filmgeschäfts 

– der Name sagt es schon – nicht anders. 

 

Will man nun genau diese Bereiche noch mit einbeziehen, bleibt nur der Kunstgriff, 

mit dem die UNESCO schon dem Welthandelsabkommen der WTO 

entgegenzutreten versucht hat: dem internationalen Abkommen über die kulturelle 

Vielfalt. Das wurde heißen, dass alles, was ein Staat zur Aufrechterhaltung seiner 

kulturellen Vielfalt unternimmt, zulässig ist und keine Wettbewerbsverzerrung 

darstellt. Das aber soll gelten, völlig unabhängig vom Inhalt? Ja, lautet die Antwort, 
denn die kulturelle Vielfalt ist doch nicht teilbar. Wenn sie denn teilbar wäre, dann 

musste wieder jemand entscheiden, was inhaltlich ihr noch zuzurechnen ist und was 

nicht, womit wir wieder bei dem Problem waren, dass Behörden darüber zu 

befinden hätten, was Kunst ist respektive zur kulturellen Vielfalt zahlt, und das geht 

eben nicht. Letztlich heißt das: Jedenfalls das, was Teil der durch das UNESCO-

Abkommen geschützten kulturellen Vielfalt ist, darf öffentlich gefordert respektive 
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gesetzlich geschützt werden und ist deshalb dem Wettbewerb entzogen, ist also 
auch aus dem Handels- und Investitionsabkommen TTIP auszunehmen. Denn darum 

geht es doch, die kulturelle Vielfalt zu sichern, denn sie macht Europa aus.  

 

„Wenn ich nochmals mit dem Aufbau Europas beginnen könnte, dann würde ich mit 

der Kultur anfangen“, soll Jean Monnet, einer der Gründungsväter der heutigen EU 

gesagt haben. Das stimmt zwar urheberrechtlich gesehen angeblich nicht, der Satz 

stammt, so heißt es, von Jaques Lang, dem früheren sozialistischen Kulturminister 

Frankreichs. Dieser legte sie Monnet in den Mund, um der Aussage mehr Gewicht 

zu verleihen. Gut und richtig ist der Satz trotzdem. Wir sollten ihn deshalb nicht 

vergessen, auch nicht in den Verhandlungen 
von TTIP. 

 

Rolf Bolwin ist Geschäftsfuhrender Direktor des Deutschen Buhnenvereins 

 

Der Beitrag erscheint in Politik & Kultur 4/2014 

 


